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Hauptversammlung der ecotel communication ag am 8. Juli 2021 

 

 
 
 
 
Bericht des Vorstands gemäß § 203 Abs. 2 S. 2 in Verbindung mit  
§ 186 Abs. 4 S. 2 AktG zum Tagesordnungspunkt 8 

Das bis zum 26. Juli 2022 geltende Genehmigte Kapital 2017 ermächtigte den Vorstand, 

das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu 1.755.000 

Euro durch Ausgabe neuer Aktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen. Von 

dieser Ermächtigung wurde bislang kein Gebrauch gemacht. Vorstand und Aufsichtsrat 

schlagen vor, ein neues Genehmigtes Kapital 2021 zu schaffen. Aus Gründen der Flexi-

bilität soll das neue genehmigte Kapital sowohl für Bar- als auch für Sachkapitalerhöhun-

gen verwendet werden können. Bei der Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital haben 

die Aktionäre der Gesellschaft grundsätzlich ein Bezugsrecht. Der Vorstand soll jedoch 

ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 

auszuschließen:  

1. um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen; 

2. wenn im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Bareinlage der Ausgabebetrag der 

neuen Aktien den Börsenpreis der bereits notierten Aktien gleicher Gattung und 

Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabebetrages durch 

Vorstand und Aufsichtsrat nicht wesentlich unterschreitet und die unter Ausschluss 

des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien im Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser 

Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung 

dieser Ermächtigung insgesamt 10 % des Grundkapitals nicht überschreiten; beim 

Gebrauchmachen dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermäch-

tigungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen; 

3. wenn im Fall einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen die Gewährung der Aktien 

zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligun-

gen an Unternehmen (einschließlich der Erhöhung bestehender Beteiligungen) 

oder zum Zwecke des Erwerbs von Forderungen gegen die Gesellschaft erfolgt;  

4. soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der Gesellschaft ausgegebenen 

Optionsscheine und/oder Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue 

Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach Ausübung des Options- 

bzw. Wandlungsrechts zustehen würde.  
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Das Bezugsrecht soll zunächst für Spitzenbeträge ausgeschlossen werden können. Da-

mit soll die Abwicklung einer Aktienausgabe mit Bezugsrecht der Aktionäre erleichtert 

werden. Spitzenbeträge können sich aus dem jeweiligen Emissionsvolumen und der Dar-

stellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses ergeben. Der Wert von Spitzenbeträgen 

je Aktionär ist in der Regel gering, der Aufwand für die Ausgabe von Aktien ohne einen 

Bezugsrechtsausschluss für Spitzenbeträge dagegen erheblich höher. Der Ausschluss 

dient daher der Praktikabilität und der erleichterten Durchführung einer Aktienausgabe.  

Das Bezugsrecht soll ferner ausgeschlossen werden können, wenn im Fall einer Kapital-

erhöhung gegen Bareinlage der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der 

bereits notierten Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der endgültigen 

Festlegung des Ausgabebetrages durch Vorstand und Aufsichtsrat nicht wesentlich un-

terschreitet und die unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien im Zeit-

punkt der Ausübung des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder – falls dieser Wert 

geringer ist – im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung insgesamt 10 % des 

Grundkapitals nicht überschreiten. Diese Ermächtigung setzt die Gesellschaft in die 

Lage, auch kurzfristig einen Kapitalbedarf zu decken und auf diese Weise Marktchancen 

schnell und flexibel zu nutzen. Dem Bedürfnis der Aktionäre nach Verwässerungsschutz 

für ihren Anteilsbesitz wird zum einen mittels der Begrenzung auf 10 % des Grundkapitals 

Rechnung getragen. Zum anderen wird Verwässerungsschutz dadurch gewährleistet, 

dass beim Gebrauchmachen dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss nach 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund anderer Ermächti-

gungen nach § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen ist. Da die neuen Aktien nahe 

am Börsenkurs platziert werden, können zudem diejenigen Aktionäre, die ihre Beteili-

gungsquote erhalten möchten, den hierfür erforderlichen Aktienanteil zu annähernd glei-

chen Bedingungen über die Börse erwerben.  

Das Bezugsrecht soll auch im Fall einer gegen Sacheinlage durchzuführenden Aktien-

ausgabe ausgeschlossen werden können, wenn die Gewährung der Aktien zum Zwecke 

des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Unterneh-

men (einschließlich der Erhöhung bestehender Beteiligungen) erfolgt. Hierdurch sollen 

Unternehmensakquisitionen erleichtert werden. Die Gesellschaft agiert auf dem sich 

schnell entwickelnden Markt der Telekommunikation, in dem sie ihre Marktposition stetig 

verfestigen und stärken muss. Hierzu gehört es auch, andere Unternehmen oder Unter-

nehmensteile zu erwerben bzw. sich an anderen Unternehmen zu beteiligen. Im Rahmen 

solcher Akquisitionen bestehen Verkäufer nicht selten darauf, Aktien als Gegenleistung 

zu erhalten, da dies für sie attraktiver sein kann als ein Barverkauf. Die Möglichkeit, Ak-

tien als Akquisitionswährung einzusetzen, gibt der Gesellschaft den notwendigen Spiel-

raum, sich bietende Erwerbsgelegenheiten schnell und flexibel auszunutzen. Hierfür 

muss das Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossen werden können. Da derartige Ak-

quisitionen meist kurzfristig erfolgen, können sie in der Regel nicht von der nur einmal 

jährlich stattfindenden Hauptversammlung beschlossen werden. Es bedarf eines geneh-

migten Kapitals, auf das der Vorstand – mit Zustimmung des Aufsichtsrats – schnell zu-

greifen kann. Die Möglichkeit, im Einzelfall Forderungen gegen die Gesellschaft durch 

die Ausgabe von Aktien der Gesellschaft zurückführen zu können, hat ebenfalls den Vor-

teil, dass eine Belastung der Liquidität vermieden wird. Zwar kommt es bei einem 
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Bezugsrechtsausschluss zu einer Verringerung der Beteiligungsquote der Aktionäre; die 

Nutzung von Aktien als Akquisitionswährung sowie zur Einbringung von Forderungen ge-

gen die Gesellschaft wäre jedoch bei eingeräumtem Bezugsrecht nicht möglich. Im Rah-

men einer jeden Kapitalerhöhung unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre wird 

der Vorstand sorgfältig prüfen, ob er unter Berücksichtigung der Interessen der Gesell-

schaft sowie des Interesses der Aktionäre am Schutz ihrer Beteiligungsquote von dem 

eingeräumten genehmigten Kapital sowie der Ermächtigung zum Bezugsrechtsaus-

schluss Gebrauch machen wird. Nur wenn den Belangen der Aktionäre gebührend Rech-

nung getragen wird und der Aufsichtsrat dem zustimmt, wird das Kapital der Gesellschaft 

auf diesem Weg erhöht.  

Schließlich soll das Bezugsrecht ausgeschlossen werden, soweit es erforderlich ist, um 

den Inhabern der von der Gesellschaft ausgegebenen Optionsscheine und/oder Wandel-

schuldverschreibungen ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, 

wie es ihnen nach Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts zustehen würde. Die-

ser Bezugsrechtsausschluss ist nicht zuletzt deshalb erforderlich und angemessen, um 

die genannten Personen in gleichem Maße wie Aktionäre vor Verwässerung ihrer Rechte 

zu schützen. Durch den Bezugsrechtsausschluss kann den Inhabern von Wandlungs- 

und Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten so ein Bezugsrecht auf neue Aktien in glei-

cher Weise gewährt werden, wie es ihnen zustünde, wenn sie von ihrem Umtausch- oder 

Optionsrecht vor der Durchführung der Kapitalerhöhung Gebrauch gemacht hätten. Die 

Inhaber werden mit anderen Worten behandelt, als seien sie bereits Aktionär. Hierdurch 

wird vor allem eine Platzierung von Wandlungs-/ Optionsschuldverschreibungen am Ka-

pitalmarkt erleichtert. 

Bei Abwägung aller genannten Umstände hält der Vorstand die vorgeschlagene Ermäch-

tigung zum Bezugsrechtausschluss in den genannten Fällen aus den aufgezeigten Grün-

den für sachlich gerechtfertigt und gegenüber den Aktionären für angemessen. Der Vor-

stand wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung der Ermächtigung berichten.  
 

Düsseldorf, im Mai 2021 

Ecotel communication ag 

 

 

Der Vorstand 


